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S O N D E R B E R I C H T  

 

Die Westbalkanstrategie der Europäischen 
Kommission – Eine stärkere Union bis 
2025 
 
VERÖFFENTLICHUNG DES KOMMISSIONSPAPIERS ZUR WESTBALKANSTRATEGIE  

 
„Wir bekräftigen heute, dass die Tür un-
serer Union für den westlichen Balkan […] 
offensteht und unser Angebot ehrlich ist“, 
erklärte der EU-Kommissar für Europäi-
sche Nachbarschaftspolitik und Erweite-
rungsverhandlungen, Johannes Hahn. Die 
Europäische Kommission hat in ihrer 
nunmehr vorgelegten Westbalkanstrate-
gie die Herausforderungen sowohl für die 
Westbalkanstaaten als auch an die Mit-
gliedsstaaten der Europäischen Union 
(EU) benannt. Das Jahr 2025 ist keines-
falls ein konkretes Beitrittsjahr bzw. eine 
Festlegung für die Aufnahme aller sechs 
Westbalkanstaaten, sondern ein indikati-
ves Datum für einen frühestmöglichen 
Beitritt der beiden Spitzenreiter Mon-
tenegro und Serbien. Die Strategie betont 
nachdrücklich, dass Eigeninitiative und 
regionale Kooperation der Schlüssel zum 
Erfolg sind. 
 
Die Europäische Kommission hat am 6. Febru-
ar 2018 ihr Papier für eine „glaubwürdige Er-
weiterungsperspektive für und verstärktes En-
gagement gegenüber dem westlichen Balkan“ 
veröffentlicht. Dieses Papier ist Teil einer lang-
fristigen Strategie, die das Ziel verfolgt, die 
Europäische Union bis 2025 zu stärken. „Die 
Union muss stärker, solider und effizienter 
werden, bevor sie größer werden kann“, so 
die Europäische Kommission.  

Die Ausrichtung des Papiers ist dabei eindeu-
tig: „Kein Kandidat ist derzeit bereit der Union 
beizutreten“, so EU-Kommissionspräsident 
Jean-Claude Juncker. Dennoch teilen die Staa-
ten der Europäischen Union und jene des 
westlichen Balkans ein gemeinsames Erbe, 
eine gemeinsame Geschichte wie auch eine 
gemeinsame Zukunft. Präsident Juncker 
machte bereits in seiner „State of the Union“-
Rede deutlich, dass die EU in Zukunft mehr als 
27 Mitgliedsstaaten beinhalten werde. 

 

Perspektive erfordert Eigeninitiative 

Die neue Strategie für den Westbalkan ist aus 
Sicht der EU-Kommission jedoch keine Ein-
bahnstraße. Zwar besteht derzeit ein „historic 
window of opportunity“, allerdings ist dies klar 
mit erheblichen Eigenanstrengungen der ein-
zelnen Länder verbunden. Die EU möchte hier 
vor allem Orientierungshilfen liefern, um die 
Reformdynamik in der Region insgesamt zu 
stärken und nachhaltig zu gestalten. 

Hierfür hat die Kommission sechs Leitinitiati-
ven entwickelt. Diese umfassen die Themen: 

- Rechtsstaatlichkeit 
- Sicherheit und Migration 
- Sozioökonomische Entwicklung 
- Verkehr und Energie 
- Digitales sowie 
- Aussöhnung und gutnachbarschaftli-

che Beziehungen 

Konkret hat die Kommission für diese Leitiniti-
ativen einen Aktionsplan vorgelegt. Dieser 
umfasst die Jahre 2018 bis 2020. In diesem 
werden den einzelnen Themenbereiche jewei-
lige Instrumente bzw. Initiativen zugeordnet. 
Im Einzelnen: 

1. Initiative zur Stärkung der Rechtsstaat-
lichkeit 

Zur Stärkung der Rechtsstaatlichkeit soll 
u.a. zunächst bis 2019 die Umsetzung juris-
tischer Reformen überprüft werden, um 
Korruption und organisiertes Verbrechen zu 
bekämpfen. Gleichzeitig ist vorgesehen, die 
Arbeit des Europäischen Demokratiefonds 
auszuweiten, um unabhängige und pluralis-
tische Medien wie auch die Zivilgesellschaft 
zu fördern. Bis 2020 sollen die nationalen 
Gesetzgebungen überprüft werden, um sie 
langfristig an den Acquis anpassen zu kön-
nen. 
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2. Initiative zur Stärkung in den Bereichen 
Sicherheit und Migration 

Bis 2019 soll darüber hinaus die Kooperation 
zwischen der EU und dem westlichen Balkan 
gestärkt werden, um gegen Terrorismus, or-
ganisiertes Verbrechen, illegale Einwanderung 
und Internetkriminalität vorzugehen. Dazu 
werden u.a. nationale Koordinationszentren 
eingerichtet, gemeinsame Ermittlungsgruppen 
gegründet und Europol-Verbindungsbeamte in 
der Region tätig werden. Zudem zielt die EU 
auf eine verstärkte Integration des westlichen 
Balkans in die Gemeinsame Außen- und Si-
cherheitspolitik ab. 

3. Initiative zur Unterstützung der sozio-
ökonomischen Entwicklung 

Prioritäten der Initiative sind für 2018 die För-
derung von kleinen und mittleren Unterneh-
men sowie deren erleichterter Zugang zum 
europäischen Binnenmarkt. Gleichzeitig sollen 
Bosnien-Herzegowina und Serbien in ihren 
Beitrittsbestrebungen zur Welthandelsorgani-
sation unterstützt werden. Auch eine Erweite-
rung des Investitionsrahmens für den westli-
chen Balkan ist vorgesehen. Bis 2020 sichert 
die EU Unterstützung in den Bereichen Ge-
sundheit und Bildung zu, z.B. über einer Aus-
weitung des Erasmus+ Programms. 

4. Initiative zum Ausbau und der regiona-
len Vernetzung von Transport- und 
Energienetzen 

Die Initiative sieht vor, das Transport- und 
Energienetz innerhalb der Region auszubauen 
und mit der EU zu verbinden. Dafür sicherte 
die EU dem westlichen Balkan finanzielle Un-
terstützung zu und plant, die Region bis 2020 
in die Energieunion zu integrieren. Zunächst 
soll der regionale Elektrizitäts- und Energie-
markt vollendet und reformiert sowie ein ge-
meinsames Regelwerk geschaffen werden. 
Regionale Initiativen wie die Energiegemein-
schaft und die Verkehrsgemeinschaft werden 
unterstützt.  

5. Initiative für eine digitale Agenda für den 
westlichen Balkan 

In den nächsten zwei Jahren plant die EU, ei-
ne digitale Agenda für den westlichen Balkan 
zu entwerfen. Hiermit sollen Roaming-
Gebühren reduziert, der Breitbandzugang ver-

bessert sowie die Entwicklung von eGovern-
ment, eProcurement und eHealth vorange-
bracht werden.  

6. Initiative zur Versöhnung und Förderung 
guter nachbarschaftlicher Beziehungen 

Auf dem Gebiet des ehemaligen Jugoslawiens 
soll die Versöhnung sowie die Übergangsjustiz 
gefördert werden. Auch die kulturelle Zusam-
menarbeit steht hier im Fokus, bspw. durch 
den Ausbau der Arbeit des im Rahmen des 
Berlin-Prozesses gegründeten regionalen Ju-
gendkooperationsbüros (RYCO) oder der 
Gründung einer Westbalkankulturerbe-Route 
im Rahmen des Europäischen Jahres des Kul-
turerbes 2018. 

Alle Länder der Region sind voneinander ab-
hängig. Daher ermutigt die Kommission die 
einzelnen Länder zur gegenseitigen Unterstüt-
zung und Zusammenarbeit. 

Um dem Reformprozess größtmögliche Gel-
tungskraft und Erfolgschancen zu bieten, wird 
sich die Kommission in diesem Rahmen mit 
allen relevanten Akteuren, inklusive der Zivil-
gesellschaft oder internationalen Finanzinstitu-
tionen koordinieren. 

Klar ist, dass ein Beitritt zur EU nach wie vor 
nur auf der Grundlage von Artikel 49 EUV so-
wie der Kopenhagener Kriterien erfolgen kann. 
Die Rechtsstaatlichkeit und die Achtung 
grundlegender Werte der EU stehen hier im 
Fokus. Dies ist nicht nur eine institutionelle 
Frage, sondern verlangt eine gesamtgesell-
schaftliche Transformation. Hierfür müssen die 
nationalen Regierungen die Verantwortung 
übernehmen. Insbesondere im Bereich der 
regionalen Kooperation sowie guter nachbar-
schaftlicher Beziehungen und einer Aussöh-
nung kann solch eine Initiative nicht von au-
ßen kommen, so die Kommission in ihrem Pa-
pier. 

Verbesserungsbereiche der Länder 

„Das Jahr 2025 ist weder ein festgelegtes Bei-
trittsdatum noch eine Zielvorgabe“, so die 
Kommission. Es ist vielmehr ein ambitionierter 
Zeithorizont, der ein Agieren der einzelnen 
Staaten in den vorgenannten (Kern-)Feldern 
voraussetzt. Der Vorsitzende des Auswärtigen 
Ausschusses des Europäischen Parlaments, 
David McAllister, lobte den detaillierten Akti-
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onsplan, mit welchem die Kommission die eu-
ropäische Perspektive der Westbalkanstaaten 
untermauert. Allerdings ist dies „kein Automa-
tismus!“, so McAllister. 

Am weitetesten fortgeschritten sind hierbei 
bereits Serbien und Montenegro. Mit beiden 
Ländern laufen bereits Beitrittsgespräche. Mit 
Serbien wurden bereits 12 von 35 Kapiteln 
eröffnet, von welchen 2 (vorläufig) geschlos-
sen wurden. Montenegro verhandelt bereits 
im Rahmen von 30 Kapiteln mit der EU; hier 
wurden drei bereits (vorläufig) geschlossen. 
Dennoch ist ein Beitritt dieser beiden Länder 
für das Jahr 2025 keineswegs garantiert. Ser-
bien muss sich vornehmlich um die Durchset-
zung der tiefgreifenden Reformen in den Be-
reichen Rechtsstaatlichkeit sowie Wirtschaft 
und Aussöhnung bemühen. Insbesondere wird 
hier auf den nach wie vor schwelenden Kon-
flikt mit dem Kosovo hingewiesen. Kapitel 35 
sieht eine Normalisierung der Beziehungen vor 
einem Beitritt vor. Ein umfassendes, rechts-
verbindliches Abkommen über die Normalisie-
rung ist somit dringend erforderlich. In Mon-
tenegro gibt es nach wie vor große Herausfor-
derungen mit der Bekämpfung der Korruption 
und Kriminalität. Auch auf dem Gebiet der 
Rechtsstaatlichkeit besteht Nachholbedarf.  

Für Albanien und Mazedonien hat die Kommis-
sion die Aufnahme von Beitrittsverhandlungen 
in Aussicht gestellt. Allerdings nur, sofern die 
Länder die notwendigen Bedingungen erfüllt 
haben. 

Die Qualifizierung als möglicher Beitrittskandi-
dat (Bosnien und Herzegowina) bzw. die An-
näherung an die EU (im Falle des Kosovo) ist 
auf der Grundlage von nachhaltigen und sub-
stanziellen Fortschritten auf längere Sicht 
möglich, so die Kommission. Da die Beitritts-
kandidaten des westlichen Balkans gute Bei-
trittsperspektiven haben, hat die EU ihnen be-
reits in der Vergangenheit finanzielle Mittel, 
weitreichenden Zugang zum europäischen 
Binnenmarkt und politische Orientierungshilfe 
bereitgestellt. Die von der EU-Kommission am 
6. Februar 2018 verabschiedete Strategie soll 
diese Maßnahmen weiterhin vertiefen. 

 

 

Reaktionen und Wahrnehmungen in der Re-
gion 

Die Reaktionen auf das Strategiepapier fallen 
in den sechs Westbalkan-Staaten unterschied-
lich aus.  

In Bosnien und Herzegowina, das bereits An-
fang 2016 sein Beitrittsgesuch eingereicht hat-
te, aber durch interne Blockaden im Integrati-
onsprozess  gebremst wird, begrüßten füh-
rende Vertreter aller Ethnien das klare Be-
kenntnis zur Beitrittsperspektive, ohne jedoch 
daraus glaubhaft Konsequenzen für das eige-
ne Agieren abzuleiten.  

In Montenegro und Serbien begrüßt man die 
Strategie insbesondere deshalb, weil erstmalig 
ein – wenn auch indikatives – Datum für einen 
Beitritt genannt wird. Aufmerksam wird man 
in Belgrad die wiederholten Hinweise auf die 
Notwendigkeit einer umfassenden und rechts-
verbindlichen Normalisierung der Beziehungen 
zum Kosovo und die Skizzierung einer Road-
map bzw. eines Best-Case-Szenarios gelesen 
haben. Der vom serbischen Staatspräsidenten 
Aleksandar Vucić angestoßene interne Dialog 
über den Kosovo geht daher in die richtige 
Richtung. Zudem muss der durch die jüngste 
Ermordung des serbisch-kosovarischen Politi-
kers Oliver Ivanović belastete Dialog zwischen 
Belgrad und Prishtina fortgesetzt werden.  

Im Kosovo hingegen überwog die Enttäu-
schung über die vorgestellte Strategie, denn 
die Klarheit für den Beitritt zur EU fehlt in dem 
Dokument. Entsprechend äußerten sich füh-
rende Politiker nach der Vorstellung. Für Ver-
ärgerung sorgte in Prishtina auch ein im Kon-
text der separatistischen Bestrebungen Kata-
loniens zu interpretierender Vorstoß der spani-
schen Regierung im Vorfeld der Veröffentli-
chung, der darauf abzielte, Kosovo aus der 
Westbalkan-Strategie herauszulösen. Spanien 
und fünf weitere EU-Staaten haben die Unab-
hängigkeit des Kosovo bis heute nicht aner-
kannt. Zudem wird in Prishtina die exponierte 
Rolle Serbiens kritisch beäugt. Trotz eigener 
Defizite bei der Umsetzung der Vereinbarun-
gen des Dialogs mit Serbien, beispielsweise 
hinsichtlich der Schaffung eines serbischen 
Gemeindeverbunds, überwiegt im Kosovo die 
Wahrnehmung, dass Serbien zu Unrecht ho-
fiert wird.  

http://www.kas.de/bruessel


 4 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.  

 
EUROPABÜRO BRÜSSEL 
 

DR. HARDY OSTRY 

OLIVER MORWINSKY 

 

Februar 2018 
 

www.kas.de/bruessel  

 

 

 

In Mazedonien wiederum wurde von der Öf-
fentlichkeit und den politischen Akteuren be-
grüßt, dass Brüssel sich bereiterklärt hat, 
Empfehlungen zur Aufnahme von Beitrittsver-
handlungen vorzubereiten – die entsprechen-
den Reformfortschritte vorausgesetzt. Grund-
voraussetzung für eine Aufnahme von Bei-
trittsverhandlungen ist aber eine einvernehm-
liche Lösung des Namensstreits mit Griechen-
land. Bei einer gemeinsamen Pressekonferenz 
des mazedonischen Premierministers mit dem 
EU-Botschafter in Skopje unmittelbar nach der 
Vorstellung der Strategie erklärte Regierungs-
chef Zoran Zaev daher, dass Mazedonien zu 
einem Kompromiss in der Namensfrage bereit 
sei und verkündete zugleich, dass die Regie-
rung offiziell beschlossen habe, den Namen 
des internationalen Flughafens von "Alexander 
der Große" in "Internationaler Flughafen von 
Skopje" zu ändern und den Namen der nach 
Griechenland führenden Autobahn von "Ale-
xander der Mazedonier" in "Straße der 
Freundschaft" umzubenennen.  

Begrüßt wurde die Strategie der EU auch in 
Tirana. In Albanien erhofft man sich die baldi-
ge Aufnahme von Beitrittsverhandlungen, am 
besten bereits beim EU-Ratsgipfel der Staats- 
und Regierungschefs im Juni. Unabhängige 
Beobachter weisen jedoch auf die unvollstän-
dige Umsetzung von Reformen hin, insbeson-
dere was die Implementierung einer Justizre-
form sowie die Bekämpfung der Organisierten 
Kriminalität und Korruption anbelangt. Auf-
grund dieser Defizite überwiegt bislang in vie-
len europäischen Hauptstädten die Skepsis. 
Vor diesem Hintergrund forderte in einer Re-
aktion auf das Strategiepapier der konservati-
ve Oppositionsführer Lulzim Basha einen 
wahrhaftigen Transformationsprozess in Alba-
nien und warf der sozialistischen Regierung 
Verbindungen zur Mafia vor, welche die euro-
päische Zukunft des Landes gefährden.  

Stärkung geht vor Erweiterung 

Im Hinblick auf die weitere (potenzielle) Ver-
größerung der EU schlägt die Kommission wei-
tere, institutionelle Änderungen vor, die keiner 
Vertragsänderung bedürfen. Im dritten Quar-
tal 2018 wird die Kommission Mitteilungen 
annehmen, welche die verstärkte Nutzung des 
Instruments der qualifizierten Mehrheit be-
trifft. Des Weiteren wird sie im Oktober dieses 
Jahres eine Initiative präsentieren, die Vor-

schläge zur Verbesserung der Instrumente der 
Union gegen Vertragsbrüche von mitglieds-
staatlicher Seite beinhaltet. Insgesamt stehen 
die Initiativen unter dem Motto der Stärkung 
der Union bis 2025. Allerdings, so macht die 
Kommission in ihrem Papier deutlich, genießt 
eine Stärkung der Institutionen bzw. Instru-
mente Vorrang vor einer möglichen Erweite-
rung. Im kommenden Monat März wird die 
Kommission in enger Zusammenarbeit mit 
dem Mitgliedsstaaten sowie dem Europäischen 
Auswärtigen Dienst ein erstes „kick-off“-
Koordinationstreffen einberufen. Hier sollen 
der im Strategiepapier enthaltene Aktionsplan 
der Kommission  sowie die Mechanismen für 
eine operationelle Kooperation besprochen 
werden. 

Ausblick und Kommentar 

Es ist die richtige Maßnahme zur richtigen 
Zeit! Die Entwicklungen in der Region des 
Westbalkans mahnen zum Engagement. Die 
Spannungen nehmen seit einiger Zeit in dieser 
Region zu. Des Weiteren ist seit mehreren 
Jahren eine verstärkte Aktivität externer Ak-
teure in der Region zu verzeichnen – allen vo-
ran Russland, China, Türkei und die Golfstaa-
ten. Somit rückte die Region (wieder) mehr 
und mehr in den geopolitischen Fokus. Die EU 
muss hier handeln. Dies ist allein schon aus 
Eigeninteresse geboten. Die Aussage von 
Jean-Claude Juncker: „Die Investition in die 
Stabilität und den Wohlstand der westlichen 
Balkanländer ist eine Investition in die Sicher-
heit und Zukunft unserer Union“, mag einen 
leicht pathetischen Klang haben, ist dennoch 
nicht falsch.  

Mit dem langsamen Rückzug der USA aus der 
globalen Führungsrolle, der Vorstellung der 
globalen Sicherheitsstrategie durch die Hohe 
Vertreterin für Außen- und Sicherheitspolitik 
(Juni 2016), kann die Vorstellung der West-
balkanstrategie als weitere Entwicklungsstufe 
im Emanzipationsprozess der EU auf außenpo-
litischen Feld interpretiert werden. 

Es passt zudem ins Bild der aktuellen Agenda 
der EU insgesamt. Die aktuelle bulgarische 
Ratspräsidentschaft hat das Thema „Westbal-
ken“ als eine ihrer Prioritäten identifiziert. 
Auch Österreich, als Nachfolger im Rahmen 
der Ratspräsidentschaft, hat bereits hervorge-
hoben, dass diese Region im Fokus ihrer Eu-

http://www.kas.de/bruessel


 5 

Konrad-Adenauer-Stiftung e.V.  

 
EUROPABÜRO BRÜSSEL 
 

DR. HARDY OSTRY 

OLIVER MORWINSKY 

 

Februar 2018 
 

www.kas.de/bruessel  

 

 

 

ropapolitik stehen wird. Beide Länder drängen 
auf eine glaubwürdige Beitrittsperspektive, um 
die (nötigen) Reformanstrengungen voranzu-
treiben. 

Die Wortwahl der Kommission „glaubwürdig“ 
und „im besten Falle“ (im Hinblick auf die Jah-
reszahl 2025) ist als realistische Einschätzung 
der aktuellen Situation zu werten. Das Papier 
zeugt von strategischer Nüchternheit und 
verweist immer wieder auf die Notwendigkeit 
einer nationalen Initiative bzw. von nationa-
lem „ownership“. 
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